
Satzung der KrimZ – Stand: 26. November 2019 1

Satzung

der Kriminologischen 

Zentralstelle (KrimZ)

Neufassung durch die

72. Mitgliederversammlung vom 26. November 2019



§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen Kriminologische Zentralstelle (KrimZ). Er ist in das 
Vereinsregister des Amtsgerichts einzutragen.

(2) Der Sitz des Vereins ist Wiesbaden.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zwecke des Vereins

(1) Zweck des Vereins ist es, die kriminologische Forschung zu fördern und krimino-
logische Erkenntnisse für die Forschung, Gesetzgebung, Rechtspflege und Verwaltung 
zu vermitteln und zu erarbeiten. Der Verein soll darüber hinaus zur Prävention von 
Menschenrechtsverletzungen sowie zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte beitragen.

(2) Zur Erreichung seiner Zwecke soll der Verein namentlich
 a) kriminologisch bedeutsame Unterlagen erfassen und auswerten,
 b) Methoden der Erfassung, Sammlung und Auswertung kriminologisch bedeutsamer Un-

terlagen und Daten entwickeln,
 c) kriminologische Forschungsvorhaben und Forschungsarbeiten registrieren,
 d) in der kriminologischen Forschung tätige Stellen und Personen bei der Koordinierung 

von Forschungsvorhaben beraten und in ihrer Forschung unterstützen,
 e) Stellen und Personen, die Probleme der Kriminalprävention und Verbrechens-

bekämpfung einschließlich des Justizvollzugs durch kriminologische Forschung klären 
wollen, bei der Fassung und Vergabe von Forschungsaufträgen beraten und unterstüt-
zen,

 f) mit den kriminologischen Diensten der Länder im Justizvollzug zusammenarbeiten,
 g) die nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter nach dem Fakultativprotokoll 

zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (Bundesstelle und Länder-
kommission zur Verhütung von Folter) unterstützen.

(3) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des § 52 AO 1977. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke.

(4) Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.
Die ordentlichen und korrespondierenden Mitglieder erhalten in dieser Eigenschaft 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Ordentliche Mitglieder, die ausscheiden, 
und korrespondierende Mitglieder, die ausscheiden oder ausgeschlossen werden, ha-
ben keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen.

(5) Es darf keine Person durch Zuwendungen, die den Zwecken des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3 Eigene Forschung

(1) Der Verein übernimmt auf Ersuchen eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder der 
Länder oder eines ordentlichen Mitglieds die Planung, Leitung oder Durchführung von
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Forschungsvorhaben, wenn die ordentlichen Mitglieder mit Stimmenmehrheit (§ 8 Ab-
satz 7 Satz 1) zustimmen. Soweit der Verein derartige Forschungsvorhaben nicht 
gleichzeitig erledigen kann, sind Aufträge der Bundesrepublik Deutschland einerseits 
und der Länder andererseits in gleichem Umfang zu berücksichtigen.

(2) Der Verein kann aus Drittmitteln finanzierte Forschungsvorhaben im Rahmen der Ver-
einszwecke (§ 2 Absatz 1) übernehmen, soweit Forschungsvorhaben nach Absatz 1 
nicht beeinträchtigt werden und sofern nicht die ordentlichen Mitglieder mit einfa-
cher Mehrheit der Gesamtstimmen der Übernahme widersprechen. Dieser Wider-
spruch muss binnen einer vom Vorstand gesetzten Frist von mindestens drei Tagen 
nach Unterrichtung durch den Vorstand erfolgen. Für die Unterrichtung und den Wi-
derspruch gilt die Textform.

(3) Die Durchführung von Forschungsvorhaben erfolgt unter Beachtung der anerkannten 
Regeln wissenschaftlicher Forschung.

(4) Der Verein verfolgt das Ziel, die Ergebnisse der Forschungsvorhaben möglichst breit 
öffentlich zugänglich und nutzbar zu machen.

§ 4 Zusammenarbeit mit anderen Stellen

(1) Der Verein arbeitet zur Erreichung der in § 2 Absatz 1 genannten Zwecke und im Rah-
men der Forschung nach § 3 Absatz 1 eng mit allen Einrichtungen zusammen, die kri-
minologische Forschung durchführen oder fördern.

(2) Der Verein soll Forschungsvorhaben und sonstige Vorhaben gemeinsamen Interesses 
mit dem Bundeskriminalamt und der Deutschen Hochschule der Polizei abstimmen. 

§ 5 Mitgliedschaft

(1) Ordentliche Mitglieder des Vereins sind

a) die Bundesrepublik Deutschland,

b) die Länder der Bundesrepublik Deutschland. 
    

(2) Natürliche Personen, juristische Personen und Personenvereinigungen, die kriminolo-
gische Forschung durchführen oder sonst fördern, und die bereit sind, in Zusammenar-
beit mit dem Verein an der Erreichung der in § 2 Absatz 1 genannten Zwecke mitzu-
wirken, können mit ihrer Zustimmung auf Vorschlag des Vorstandes oder des Beirats 
von der Mitgliederversammlung zu korrespondierenden Mitgliedern ernannt werden.

(3) Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt. Er kann nur schriftlich unter Einhaltung einer
Kündigungsfrist von einem Jahr zum Schluss eines Geschäftsjahres gegenüber dem 
Vorstand erklärt werden.

(4) Ein korrespondierendes Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden,

a) wenn es die Interessen des Vereins verletzt hat oder

b) wenn sein Verbleiben in dem Verein dessen Ansehen schädigen könnte.
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§ 6 Beiträge

Die ordentlichen Mitglieder zahlen einen Zuschuss zu den im Haushalt ausgewiesenen 
Kosten gemäß Nummer 2 der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern über die Errich-
tung einer Kriminologischen Zentralstelle.

§ 7 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

a) die Mitgliederversammlung,

b) der Vorstand,

c) der Beirat.

§ 8 Mitgliederversammlung

(1) Die ordentlichen Mitglieder bilden die Mitgliederversammlung. Sie nimmt den Jahres-
bericht entgegen und prüft die Jahresrechnung. Sie wählt den Vorstand und entschei-
det über dessen Entlastung. Sie beschließt ferner über

a) die Bewilligung des Haushaltsplans,

b) die Zustimmung zu Verträgen über die Neueinstellung von hauptberuflichem wissen-
schaftlichem Personal (ausgenommen sind Hilfskräfte und Personen, deren Beschäfti-
gung ausschließlich aus Drittmitteln finanziert wird oder die für die Nationale Stelle 
zur Verhütung von Folter tätig sind),

c) die Übernahme von Forschungsvorhaben nach § 3 Absatz 1,

d) Änderungen der Satzung,

e) die Auflösung des Vereins.

(2) Das Sitzland schließt im Namen des Vereins die Dienstverträge mit den Mitgliedern 
des Vorstands. Der Inhalt der Verträge bedarf der Billigung durch die Mitglieder-
versammlung.

(3) Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorstand in der Regel zweimal im Jahr ein-
berufen. Sie ist ferner einzuberufen auf schriftlichen Antrag des Beirats oder von or-
dentlichen Mitgliedern, die über ein Drittel der Gesamtstimmen der Mitglieder-
versammlung verfügen.

(4) Zur Mitgliederversammlung ist mit einer Frist von wenigstens zwei Wochen unter An-
gabe der Tagesordnung in Textform einzuladen. Anträge von ordentlichen Mitgliedern, 
die auf die Tagesordnung gesetzt werden sollen, müssen mindestens eine Woche vor 
der Versammlung in Textform dem Vorstand eingereicht werden. Anträge, die auf die 
Tagesordnung gesetzt werden, sind unverzüglich von dem Vorstand den ordentlichen 
Mitgliedern mitzuteilen. Anträge, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können be-
handelt werden, wenn mindestens 75 % der Gesamtstimmen erreicht sind.

(5) Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorstand vorbereitet und von einem aus der
Mitte der Mitgliederversammlung gewählten Mitglied geleitet.
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(6) In der Mitgliederversammlung verfügen die Bundesrepublik Deutschland über 44 % 
und die Länder über 56 % der Gesamtstimmen. An den Stimmen, die den Ländern zu-
stehen, hat jedes Land den gleichen Anteil.

(7) Beschlüsse können nur mit mindestens 75 % der Gesamtstimmen gefasst werden. Der
Beschluss gemäß § 14 Absatz 2 bedarf einer Mehrheit von 85 % der Gesamtstimmen. 
§ 3 Absatz 2 bleibt unberührt.

(8) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn die Einladungen zwei Wochen 
vor der Versammlung in Textform versandt worden und mindestens 75 % der Stimmen 
vertreten sind. Abwesende Mitglieder können ihr Stimmrecht auf ein anderes Mitglied 
übertragen.

(9) Ist die Mitgliederversammlung nach Absatz 8 beschlussunfähig, so ist binnen eines 
Monats zu einer weiteren Mitgliederversammlung mit einer Frist von wenigstens zehn 
Tagen in Textform erneut einzuladen, es sei denn, die Beschlussfassungen sind außer-
halb der Mitgliederversammlung (§ 8a) herbeigeführt worden. Die Mitgliederversamm-
lung ist in der erneuten Sitzung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglie-
der beschlussfähig. Beschlüsse werden in der erneuten Sitzung mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst; hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(10) Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit mindestens 90 % 
der Gesamtstimmen beschlossen werden.

(11) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die die Leitung der Versamm-
lung, die Protokollführung und die Mitglieder des Vorstands unterzeichnen. Die Nie-
derschrift soll den ordentlichen Mitgliedern binnen eines Monats zugesandt werden.

§ 8a Beschlussfassung der ordentlichen Mitglieder außerhalb der Mitglieder-
versammlung

(1) Beschlüsse der ordentlichen  Mitglieder können auch außerhalb einer Versammlung in 
Textform gefasst werden. Dieses Verfahren findet keine Anwendung für Beschlüsse 
über den Haushaltsplan (§ 14 Absatz 2), über Satzungsänderungen oder die Auflösung 
des Vereins (§ 8 Absatz 10).

(2) Das Verfahren nach Absatz 1 wird von einem ordentlichen Mitglied oder von dem Vor-
stand eingeleitet. Die ordentlichen Mitglieder geben ihre Stimmen binnen eines Mo-
nats in Textform ab. Die Abstimmung wird abgebrochen, wenn mindestens drei or-
dentliche Mitglieder innerhalb dieser Frist dem Verfahren widersprechen. Beschlüsse 
können nur mit mindestens 75 % Gesamtstimmen gefasst werden. Für die Verteilung 
der Gesamtstimmen gilt § 8 Absatz 6.

(3) Der Vorstand gibt das Ergebnis der Abstimmung den ordentlichen Mitgliedern be-
kannt.

§ 9 Vorstand

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus der Direktorin oder dem Direktor und der Stell-
vertretenden Direktorin oder dem Stellvertretenden Direktor. Sie sind hauptberuflich 
bei dem Verein tätig.
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(2) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung gewählt. Wie-
derwahlen sind zulässig. Die Amtszeit des Vorstands beträgt bei der ersten Wahl drei 
Jahre, bei der ersten und jeder weiteren Wiederwahl fünf Jahre. Die Mitglieder-
versammlung kann im Einzelfall eine abweichende Dauer der Amtszeit festlegen.

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Er regelt alle Angelegenheiten des Ver-
eins, die nicht anderen Vereinsorganen übertragen sind. Der Vorstand nimmt zu Ersu-
chen nach § 3 Absatz 1 Stellung und unterbreitet den ordentlichen Mitgliedern einen 
Entscheidungsvorschlag. Der Vorstand bereitet die Sitzungen der Mitgliederversamm-
lung und des Beirats vor und führt deren Beschlüsse aus. Er unterrichtet auch den Bei-
rat über wichtige Geschäftsvorgänge.

(4) Verträge mit Beschäftigten für die Erreichung des Zwecks nach § 2 Absatz 2 Buchsta-
be g schließt und beendet der Vorstand mit Zustimmung der Bundesstelle und der 
Länderkommission zur Verhütung von Folter.

(5) Der Vorstand plant und leitet die Forschungsvorhaben des Vereins. 

§ 10 Beirat

(1) Der Beirat besteht aus höchstens elf Mitgliedern. Sie sollen Disziplinen und Fachberei-
che, die für die kriminologische Forschung von Bedeutung sind, im Beirat vertreten. 
Dem Beirat gehören an:

a) je eine Person aus dem richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst sowie aus 
dem Justizvollzugsdienst, die von der Mitgliederversammlung jeweils für die Dauer 
von zwei Jahren gewählt werden; diese können zweimal für eine erneute Dauer von 
zwei Jahren wiedergewählt werden,

b) die Präsidentinnen oder die Präsidenten des Bundeskriminalamtes, der Deutschen 
Hochschule der Polizei sowie des Bundesamtes für Justiz oder von ihnen Beauftragte,

c) fünf Mitglieder, die auf Vorschlag des Vorstands von der Mitgliederversammlung auf 
sechs Jahre gewählt werden; einmalige Wiederwahl ist zulässig.

(2) Die Mitglieder des Beirats entscheiden über die Leitung der Sitzungen. Der oder die 
Vorsitzende werden von den Mitgliedern des Beirats für die Dauer von drei Jahren ge-
wählt. Wiederwahlen sind zulässig.

(3) Der Vorstand des Vereins kann nicht Mitglied des Beirats sein.

(4) Die Reisekosten derjenigen Beiratsmitglieder, die Gerichten oder Behörden angehö-
ren, werden von der entsendenden Stelle getragen; die Reisekosten der übrigen Bei-
ratsmitglieder werden von dem Verein nach dem Bundesreisekostengesetz erstattet.

§ 11 Aufgaben des Beirats

(1) Der Beirat berät den Vorstand und die Mitgliederversammlung bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben, vor allem bei der Planung, Vergabe, Unterstützung und Durchführung von 
Forschungsvorhaben.

(2) Der Beirat nimmt zu dem von dem Vorstand aufgestellten Haushaltsentwurf Stellung.
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(3) Der Beirat kann eine Angelegenheit, die ihm vom Vorstand oder der Mitglieder-
versammlung zur Beratung und Stellungnahme zugewiesen worden ist, mit seiner Stel-
lungnahme der Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung überweisen.

§ 12 Einberufung und Beschlussfassung des Beirats

(1) Der Beirat wird von der oder dem Vorsitzenden einberufen. Er soll mindestens zwei-
mal im Kalenderjahr zusammentreten, sonst auf Antrag des Vorstandes, der Mitglie-
derversammlung oder auf schriftlichen Antrag von fünf seiner Mitglieder.

(2) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist.

(3) Eine Stimmübertragung ist nicht zulässig. Die Beschlussfassung außerhalb der Beirats-
sitzungen in Textform ist zulässig. Das Verfahren wird von der oder dem Vorsitzenden 
oder dem Vorstand eingeleitet.

(4) Der Beirat beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Ist der Beirat in einer Sitzung nach Absatz 2 beschlussunfähig gewesen, so soll eine 
Beschlussfassung außerhalb der Sitzung (Absatz 3 Satz 2 und 3) herbeigeführt werden.

(6) Der Vorstand soll an den Sitzungen des Beirats teilnehmen. Ihm ist jederzeit auf An-
trag das Wort zu erteilen.

(7) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die die Leitung der Versamm-
lung, die Protokollführung und die Mitglieder des Vorstands unterzeichnen. Die Nie-
derschrift soll den Mitgliedern des Beirats und den ordentlichen Mitgliedern des Ver-
eins binnen eines Monats zugesandt werden.

§ 13 Vertretung des Vereins

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch die Mitglieder des Vorstands ge-
meinschaftlich vertreten.

§ 14 Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan des Vereins muss ausgeglichen sein.

(2) Der Haushaltsplan wird von dem Vorstand aufgestellt, dem Beirat zur Stellungnahme 
zugeleitet und von der Mitgliederversammlung beschlossen. Die Einnahmen und Aus-
gaben für die Erreichung des Zwecks nach § 2 Absatz 2 Buchstabe g sind gesondert 
auszuweisen.

(3) Der Stellenplan ist Bestandteil des Haushaltsplans.

(4) Der von der Mitgliederversammlung beschlossene Haushaltsplan bedarf der Zustim-
mung des für Finanzen zuständigen Bundesministeriums und der Zustimmung der Fi-
nanzressorts der Länder mit Zweidrittelmehrheit.
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§ 15 Jahresrechnung

Der Vorstand stellt die Jahresrechnung (Vermögensübersicht mit einer Darstellung der Ein-
nahmen und Ausgaben) auf. Die Einnahmen und Ausgaben für die Erreichung des Zwecks 
nach § 2 Absatz 2 Buchstabe g sind gesondert auszuweisen. 

§ 16 Rechtsverhältnisse der Dienstkräfte des Vereins

(1) Für alle Dienst- und Arbeitsverträge gilt das Tarifrecht für den öffentlichen Dienst des 
Bundes entsprechend.

(2) Die Bestimmungen und Grundsätze der öffentlichen Verwaltung über Neben- und 
Sondervergütungen, Reisekosten, Tage- und Übernachtungsgelder, Beihilfen und Vor-
schüsse sowie die Benutzung von Kraftfahrzeugen finden auf die im Dienst des Ver-
eins stehenden Personen sinngemäß Anwendung.

§ 17 Vereinsvermögen bei Auflösung des Vereins

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vereins-
vermögen an die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V., die es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.
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